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Der Senat von Berlin 

WGP – I C GSt 2 - 

Tel.: 9028 (928) 2609 

 

 

 

An das 

Abgeordnetenhaus von Berlin 

 

über Senatskanzlei - G Sen - 

 

 

 

V o r l a g e  

 

 

- zur Kenntnisnahme - 

 

des Senats von Berlin 

 

über Abkommen zur Änderung des Abkommens über die Errichtung und Finanzierung des 

Instituts für medizinische und pharmazeutische Prüfungsfragen 

______________________________________________________________________________________ 

 

Der Senat legt gemäß Artikel 50 Absatz 1 Satz 3 der Verfassung von Berlin nachstehende 

Vorlage dem Abgeordnetenhaus zur Besprechung vor: 

 

Das Institut für medizinische und pharmazeutische Prüfungsfragen (IMPP) wird auf der Basis 

des Abkommens über die Errichtung und Finanzierung des Instituts für medizinische und 

pharmazeutische Prüfungsfragen vom 14. Oktober 1970 (vgl. Gesetz vom 16. Juli 1971, 

GVBl. S. 1217), das zuletzt durch Abkommen vom 20. Dezember 2001 (vgl. Gesetz vom 

20. November 2002, GVBl. S. 343) geändert worden ist, tätig. Es ist eine rechtsfähige Anstalt 

des öffentlichen Rechts mit Sitz in Mainz. Die Rechtsaufsicht führt das Land Rheinland-Pfalz, 

das zusammen mit Vertreterinnen oder Vertretern der übrigen fünfzehn Länder den Verwal-

tungsrat bildet, der neben der Leiterin oder dem Leiter des IMPP Organ des Instituts ist. 

Das IMPP steht den Ländern zur Durchführung der Ärztlichen, Pharmazeutischen und psy-

chotherapeutischen Prüfungen nach den jeweiligen Approbationsordnungen zur Verfügung. 

Zum Beispiel erstellt das IMPP die Prüfungsfragen mit den dazugehörigen Antwortmöglich-

keiten, druckt und versendet die Prüfungsfragebögen und Antwortbögen und wertet diese 

aus. 
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Das Abkommen soll bezüglich der Aufgaben im Zusammenhang mit der Zahnärztlichen Prü-

fung erweitert werden und bedarf im Übrigen weiterer inhaltlicher und sprachlicher Anpas-

sungen. 

 

Am 1. Oktober 2020 trat die Approbationsordnung für Zahnärzte und Zahnärztinnen 

(ZApprO) vom 8. Juli 2019 (BGBl. I S. 933), die zuletzt durch Artikel 4 der Verordnung vom 

7. Juni 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 148) geändert worden ist, in Kraft. Sie löste die Approba-

tionsordnung für Zahnärzte ab. 

Die Approbationsordnung für Zahnärzte und Zahnärztinnen sieht gegenüber der abgelösten 

Verordnung unter anderem grundlegende Änderungen der staatlichen Prüfungen innerhalb 

der zahnärztlichen Ausbildung vor. So regelt § 73 Absatz 2 ZApprO, dass sich die zuständi-

gen Stellen der Länder bei der Erstellung der Prüfungsfragen für den Dritten Abschnitt der 

Zahnärztlichen Prüfung nach Maßgabe einer Vereinbarung der Länder einer Einrichtung be-

dienen sollen, die die Aufgabe hat, die Prüfungsfragen sowie eine Übersicht von Gegenstän-

den zu erstellen, auf die sich schriftliche Prüfungsteile beziehen können. 

Diese Aufgabe soll das IMPP auf der Grundlage des Abkommens der Länder übernehmen 

(vgl. Bundesratsdrucksache 592/17, S. 166). Die Aufgabe ist in dem Abkommen über die 

Errichtung und Finanzierung des Instituts für medizinische und pharmazeutische Prüfungsfra-

gen bisher nicht aufgeführt. Das Abkommen ist daher entsprechend zu ergänzen. 

 

Durch 

– das Inkrafttreten der neuen Approbationsordnung für Psychotherapeutinnen und Psycho-

therapeuten vom 4. März 2020 (BGBl. I S. 448), die zuletzt durch Verordnung vom 25. Mai 

2023 (BGBl. 2023 I Nr. 139) geändert worden ist, sowie 

– die beabsichtigte Neufassung der Approbationsordnung für Ärzte vom 27. Juni 2002 

(BGBl. I S. 2405), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 7. Juni 2023 (BGBl. 

2023 I Nr. 148) geändert worden ist, in Umsetzung des Masterplanes Medizinstudium 

2020 

ergeben sich Veränderungen in der Aufgabenwahrnehmung des IMPP, die durch Änderun-

gen des IMPP-Abkommens berücksichtigt werden sollen. 

 

Bei dieser Gelegenheit soll zudem der Name des Instituts dem gewachsenen Aufgabenspek-

trum angepasst und die Gleichbehandlung von Frauen und Männern sprachlich umgesetzt 

werden. 

 

Da es sich bei dem Abkommen über die Errichtung und Finanzierung des Instituts für medi-

zinische und pharmazeutische Prüfungsfragen um einen Staatsvertrag handelt, richtet sich 

auch die Behandlung des Abkommens zur Änderung dieses Abkommens nach den landes-

rechtlichen Vorschriften über Staatsverträge. 

Das Änderungsabkommen soll erst in Kraft treten, wenn ihm die verfassungsmäßig zuständi-

gen Organe der Länder jeweils zugestimmt haben. Nach Unterzeichnung des Abkommens 
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durch die Länder – für das Land Berlin ist die Unterzeichnung durch die Senatorin für Wis-

senschaft, Gesundheit und Pflege vorgesehen – wird der Senat dem Abgeordnetenhaus ent-

sprechend der Vorgabe des Artikel 50 Absatz 1 Satz 4 der Verfassung von Berlin ein Gesetz 

zur Beschlussfassung über die Zustimmung zum Abkommen vorlegen. 

 

Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 

 

a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: 

 

Auswirkungen auf Einnahmen gibt es keine. 

 

Der mit der Erweiterung des Aufgabenspektrums einhergehende erhöhte finanzielle Be-

darf ist bereits in die Haushaltsaufstellungen des IMPP für die Haushaltsjahre 2020 bis 

2022 und darüber hinaus eingeflossen. Deswegen wird der Abschluss des Abkommens 

zur Änderung des Abkommens über die Errichtung und Finanzierung des Instituts für me-

dizinische und pharmazeutische Prüfungsfragen nach derzeitigem Stand keine abseh-

baren gravierenden finanziellen Auswirkungen auf die Ausgaben haben. 

 

b) Personalwirtschaftliche Auswirkungen: 

 

Keine. 

 

Der Wortlaut des Entwurfs des Abkommens ergibt sich aus der Anlage. 

 

 

Berlin, den 23. Januar 2024 

 

 

Der Senat von Berlin 

 

 

Kai Wegner  Dr. Ina Czyborra 

Regierender Bürgermeister  Senatorin für Wissenschaft, 

Gesundheit und Pflege 
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Anlage zur Vorlage an das Abgeordnetenhaus 

 

 

Abkommen 

zur Änderung des Abkommens über die Errichtung und Finanzierung 

des Instituts für medizinische und pharmazeutische Prüfungsfragen 

 

Das Land Baden-Württemberg, 

der Freistaat Bayern, 

das Land Berlin, 

das Land Brandenburg, 

die Freie Hansestadt Bremen, 

die Freie und Hansestadt Hamburg, 

das Land Hessen, 

das Land Mecklenburg-Vorpommern, 

das Land Niedersachsen, 

das Land Nordrhein-Westfalen, 

das Land Rheinland-Pfalz, 

das Saarland, 

der Freistaat Sachsen, 

das Land Sachsen-Anhalt, 

das Land Schleswig-Holstein und 

der Freistaat Thüringen 

 

schließen, vorbehaltlich der Zustimmung ihrer gesetzgebenden Körperschaften, folgendes 

Abkommen: 

 

Artikel 1 

 

Das Abkommen über die Errichtung und Finanzierung des Instituts für medizinische und 

pharmazeutische Prüfungsfragen vom 14. Oktober 1970, geändert durch das Abkommen 

vom 20. Dezember 2001, wird wie folgt geändert: 

 

1. Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

 

„(1) Das Land Rheinland-Pfalz errichtet das Institut für medizinische, pharmazeuti-

sche, zahnmedizinische und psychotherapeutische Prüfungen (IMPP) als rechtsfä-

hige Anstalt des öffentlichen Rechts mit Sitz in Mainz. Das Institut kann an geeigne-

ter Stelle auf den Zuständigkeitsumfang nach Artikel 2 Absatz 1 verweisen.“ 
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b) In Absatz 3 werden die Worte „Der für das Gesundheitswesen zuständige Minister“ 

durch die Worte „Das für gesundheitspolitische Angelegenheiten zuständige Minis-

terium“ ersetzt. 

 

2. Artikel 2 wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

 

„(1) Das Institut steht den zuständigen Stellen der Länder nach Maßgabe der Ap-

probationsordnung für Ärzte vom 27. Juni 2002 (BGBl. I S. 2405), der Approba-

tionsordnung für Apotheker vom 19. Juli 1989 (BGBl. I S. 1489), der Approbations-

ordnung für Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten vom 4. März 2020 

(BGBl. I S. 448) und der Approbationsordnung für Zahnärzte und Zahnärztinnen 

vom 8. Juli 2019 (BGBl. I S. 933) jeweils in der jeweils geltenden Fassung sowie 

der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Psychologische Psychotherapeuten 

vom 18. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3749) und der Ausbildungs- und Prüfungsver-

ordnung für Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten vom 18. Dezember 1998 

(BGBl. I S. 3761) in der bis zum 31. August 2020 geltenden Fassung für folgende 

Aufgaben zur Verfügung: 

1. Erstellung und fortlaufende Bearbeitung der Gegenstände, auf die sich die 

Prüfungen nach den Vorgaben der jeweiligen Rechtsgrundlage beziehen, 

2. Erstellung und fortlaufende Bearbeitung der Vorgaben zur Zusammenstellung 

der in Nummer 1 genannten Prüfungen, 

3. Erstellung der Prüfungen nach Nummer 1 mit den dazugehörigen Bewertungs-

vorgaben und Bereitstellung der standardisierten Prüfungsunterlagen, 

4. Erstellung der Vorgaben zur Qualitätssicherung der Prüfungsaufgaben sowie 

Durchführung der gesetzlich erforderlichen Schulung von Prüferinnen und Prü-

fern und Simulationspatientinnen und -patienten für die Prüfungen nach Num-

mer 1, 

5. Aufstellung der Zeitpläne für die einheitlichen Prüfungstermine und 

6. Auswertung der Prüfungen und Mitteilung der Auswertungsergebnisse.“ 

 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „Minister (Senatoren)“ durch die Worte „Mi-

nisterinnen und Minister (Senatorinnen und Senatoren)“ ersetzt. 

 

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

 

„(2a) Die zuständigen Stellen jedes Landes übermitteln dem Institut die Daten über 

das Bestehen oder Nichtbestehen der Prüfung der jeweiligen Prüfungskandidatin-

nen und -kandidaten hinsichtlich aller nach den in Absatz 1 genannten Rechtsvor-

schriften durchgeführten Prüfungen. Das Institut verwaltet diese Daten als zentrale 

Stelle und unterrichtet die zuständigen Stellen der anderen Länder auf Nachfrage 
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unter Beachtung der datenschutzrechtlichen Grenzen, wenn ein Prüfungsabschnitt 

endgültig nicht bestanden worden ist.“ 

 

d) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „kann“ die Worte „mit Zustimmung des 

Verwaltungsrates“ eingefügt. 

 

3. Artikel 3 erhält folgende Fassung: 

 

„Artikel 3 

Die vertragschließenden Länder verpflichten sich, dass ihre zuständigen Stellen nach 

Maßgabe der in Artikel 2 Abs. 1 genannten Rechtsvorschriften für die durchzuführen-

den Prüfungen 

1. die vom Institut erstellten Prüfungen mit den dazugehörigen Bewertungsvorgaben 

sowie die standardisierten Prüfungsunterlagen anerkennen und ausschließlich 

diese verwenden, 

2. einheitliche Prüfungstermine nach den vom Institut aufgestellten Zeitplänen durch-

führen, 

3. die Prüfungen vom Institut auswerten lassen und die Auswertungsergebnisse ihren 

Prüfungsentscheidungen zugrunde legen und 

4. die aus den Datenbeständen des Instituts abgeleiteten Gesamtverzeichnisse der 

endgültig erfolglosen Prüfungsteilnehmenden ihren Entscheidungen über die Zu-

lassungen zu Wiederholungsprüfungen zugrunde legen.“ 

 

4. In Artikel 4 werden die Worte „der Leiter“ durch die Worte „die Leiterin oder der Lei-

ter“ ersetzt. 

 

5. Artikel 5 wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

 

„(1) Dem Verwaltungsrat gehört je vertragsschließendem Land ein Mitglied an, 

das von der oder dem für das Gesundheitswesen zuständigen Ministerin oder Mi-

nister (Senatorin oder Senator) bestimmt wird. Je ein weiteres Mitglied benennen 

die für das Finanzwesen und das Hochschulwesen zuständigen Ministerinnen und 

Minister des Landes Rheinland-Pfalz. Für jedes Mitglied des Verwaltungsrates wird 

eine Vertreterin oder ein Vertreter von der zuständigen Ministerin oder dem zustän-

digen Minister (Senatorin oder Senator) bestimmt.“ 

 

b) Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

 

„Der Verwaltungsrat wählt auf die Dauer von zwei Jahren aus seiner Mitte die Vor-

sitzende oder den Vorsitzenden und dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter.“ 
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c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Satz 2 werden die Worte „Vertreters der vertragschließenden Länder“ durch 

die Worte „seiner Mitglieder“ ersetzt. 

 

bb) In Satz 3 werden die Worte „Der Vorsitzende“ durch die Worte „Die oder der 

Vorsitzende“ ersetzt. 

 

cc) Nach Satz 3 wird folgender Satz angefügt: 

 

„Sie oder er kann entscheiden, dass die Sitzung ganz oder teilweise unter Nut-

zung geeigneter Video- oder Telefonkonferenzsysteme durchgeführt wird.“ 

 

d) Dem Absatz 5 werden folgende Sätze angefügt: 

 

„Der Verwaltungsrat kann eine Geschäftsstelle errichten. Die Geschäftsstelle un-

terstützt den Verwaltungsrat bei der Durchführung seiner Aufgaben.“ 

 

6. Artikel 6 wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Satz 2 werden die Worte „dem Leiter“ durch die Worte „der Leiterin oder 

dem Leiter“ ersetzt. 

 

bb) In Satz 3 Nummer 4 werden die Worte „des Leiters“ durch die Worte „der Lei-

terin oder des Leiters“ ersetzt. 

 

cc) In Satz 3 wird nach Nummer 7 der Schlusspunkt durch ein Komma ersetzt 

 

dd) In Satz 3 wird folgende Nummer 8 angefügt: 

 

„8. die Zustimmung zu weiteren Leistungen auf dem Gebiet des Ausbildungs- 

und Prüfungswesens nach Artikel 2 Abs. 3.“ 

 

b) In Absatz 2 wird nach dem Verweis „Absatz 1 Nr. 2“ die Angabe „und 4“ einge-

fügt. 

 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 



 

 

  
 

8 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Beamten“ durch die Worte „Beamtinnen und Be-

amte“ ersetzt. 

 

bb) In Satz 2 werden die Worte „den Leiter“ durch die Worte „die Leiterin oder 

den Leiter“ ersetzt. 

 

cc) Satz 3 und 4 erhält folgende Fassung: 

 

„Der Verwaltungsrat ernennt die Beamtinnen und Beamten, soweit er die Aus-

übung dieser Befugnis nicht der Leiterin oder dem Leiter des Instituts über-

trägt. Die Ernennungsurkunden der Beamtinnen und Beamten des Instituts sind 

von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Verwaltungsrates oder sei-

ner Stellvertreterin oder seinem Stellvertreter, im Falle der Delegation auf die 

Leiterin oder den Leiter des Instituts von dieser oder diesem zu unterzeichnen.“ 

 

dd) In Satz 5 werden die Worte „des Leiters“ durch die Worte „der Leiterin oder 

des Leiters“ ersetzt. 

 

7. Artikel 7 wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

 

„Die Leiterin oder der Leiter des Instituts führt die Amtsbezeichnung Direktorin 

oder Direktor des Instituts für medizinische, pharmazeutische, zahnmedizini-

sche und psychotherapeutische Prüfungen.“ 

 

bb) In Satz 2 werden das Wort „Er“ durch die Worte „Sie oder er“ und die Worte 

„zum Beamten“ durch die Worte „zur Beamtin oder zum Beamten“ ersetzt. 

 

cc) In Satz 4 werden die Worte „Der Leiter“ durch die Worte „Die Leiterin oder der 

Leiter“ und das Wort „er“ durch die Worte „sie oder er“ ersetzt. 

 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Satz 1 werden die Worte „Der Leiter“ durch die Worte „Die Leiterin oder der 

Leiter“ ersetzt. 

 

bb) In Satz 2 wird das Wort „Er“ durch die Worte „Sie oder er“ ersetzt. 

 

cc) In Satz 3 wird das Wort „er“ durch die Worte „sie oder er“ ersetzt. 
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c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Satz 1 werden die Worte „Der Leiter“ durch die Worte „Die Leiterin oder der 

Leiter“ ersetzt. 

 

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

 

„Sie oder er unterstützt die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Verwal-

tungsrats bei der Vor- und Nachbereitung der Sitzungen.“ 

 

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Satz 1 Halbsatz 1 werden die Worte „Der Leiter“ durch die Worte „Die Lei-

terin oder der Leiter“ und in Halbsatz 2 die Worte „der Vorsitzende“ durch 

„die oder der Vorsitzende“ ersetzt. 

 

bb) In Satz 2 werden die Worte „Der Leiter“ durch die Worte „Die Leiterin oder der 

Leiter“ und die Worte „seinem Vorsitzenden“ durch die Worte „seiner oder sei-

nem Vorsitzenden“ ersetzt. 

 

e) In Absatz 5 werden die Worte „des Leiters“ durch die Worte „der Leiterin oder des 

Leiters“ und das Wort „seine“ durch die Worte „ihre oder seine“ ersetzt. 

 

8. Artikel 8 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Satz 1 wird die Angabe „Nr. 1 und 2“ durch die Angabe „Nr. 1 bis 4“ ersetzt. 

 

b) Satz 3 wird wie folgt geändert: 

 

aa) Die Worte „humanmedizinischen und pharmazeutischen“ werden durch die 

Worte „für die Humanmedizin, Pharmazie, Zahnmedizin und Psychotherapie 

zuständigen“ ersetzt. 

 

bb) Nach der Verweisung „§ 6 des Psychotherapeutengesetzes“ wird die Angabe 

„vom 16. Juni 1998 (BGBl. S. 1311) in der bis zum 31. August 2020 geltenden 

Fassung“ eingefügt. 

 

c) In Satz 4 werden die Worte „Humanmedizin und Pharmazie“ durch die Worte „Hu-

manmedizin, Pharmazie und Zahnmedizin“, die Worte „Psychologische Psychothe-

rapie und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie“ durch das Wort „Psychothe-

rapie“ und das Wort „Beirat“ durch das Wort „Beiräten“ ersetzt. 
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9. In Artikel 9 wird das Wort „Antwortmöglichkeiten“ durch die Worte „Bewertungsvorga-

ben sowie die standardisierten Prüfungsunterlagen“ ersetzt. 

 

10. Artikel 10 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Beamten“ durch die Worte „Beamtinnen und Beamten“ 

und das Wort „Landesbeamte“ durch die Worte „Landesbeamtinnen und Landes-

beamte“ ersetzt. 

 

b) In Absatz 2 wird jeweils das Wort „Arbeiter“ durch die Worte „Arbeiterinnen und 

Arbeiter“ ersetzt.  

 

11. Artikel 11 wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Satz 1 werden nach den Worten „den Ländern“ die Worte „nach dem im 

Bundesanzeiger veröffentlichten Königsteiner Schlüssel“ eingefügt. 

 

bb) In Satz 2 werden die Worte „Minister (Senatoren)“ durch die Worte „Ministerin-

nen und Minister (Senatorinnen und Senatoren)“ ersetzt. 

 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

 

c) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Absätze 2 und 3. 

 

12. Artikel 12 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

 

„Die Prüfungsberichte sind der Leiterin oder dem Leiter des Instituts, der Vorsitzenden 

oder dem Vorsitzenden des Verwaltungsrats, den für das Gesundheitswesen zuständi-

gen Ministerinnen und Ministern (Senatorinnen und Senatoren) und den für das Finanz-

wesen zuständigen Ministerinnen und Ministern (Senatorinnen und Senatoren) der Län-

der zuzuleiten.“ 

 

13. Artikel 13 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „erstmals zum 31. Dezember 1979“ gestri-

chen. 
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b) In Absatz 4 Satz 2 wird das Wort „Beamten“ durch die Worte „Beamtinnen sowie 

Beamten“ und das Wort „Versorgungsempfänger“ durch die Worte „Versorgungs-

empfängerinnen sowie Versorgungsempfänger“ ersetzt. 

 

Artikel 2 

 

Dieses Abkommen tritt nach Zustimmung der verfassungsmäßig zuständigen Organe am 

ersten Tage des Monats in Kraft, der dem Monat folgt, in dem die letzte der von den ver-

tragschließenden Ländern ausgefertigten Ratifikationsurkunden bei der Staatskanzlei des 

Landes Rheinland-Pfalz hinterlegt wird. 

 

Für das Land Baden-Württemberg: 

 

Für den Freistaat Bayern: 

 

Für das Land Berlin: 

 

Für das Land Brandenburg: 

 

Für die Freie Hansestadt Bremen: 

 

Für die Freie und Hansestadt Hamburg: 

 

Für das Land Hessen: 

 

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern: 

 

Für das Land Niedersachsen: 

 

Für das Land Nordrhein-Westfalen: 

 

Für das Land Rheinland-Pfalz: 

 

Für das Saarland: 

 

Für den Freistaat Sachsen: 

 

Für das Land Sachsen-Anhalt: 

 

Für das Land Schleswig-Holstein: 

 

Für den Freistaat Thüringen: 


